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Die «Internationale Gewerbeunion» tagt in Liechtenstein 
Die Gewerbe- und Wirtschaftskammer für  das Fürstentum Liechtenstein als Gastgeber einer internationalen Organisation 

(G.M.) - Die Internationale Gewer
beunion (IGU) beginnt heute in Triesen-
berg ihre Tagung. Erstmals treffen die 
Vertreter dieser internationalen Organi
sation in unserem Land zu einer dreitägi
gen Zusammenkunft ein. Bei der IGU 
handelt es sich um eine weltweite Organi
sation der Klein- und Mittelbetriebe, de
ren Zweck die Förderung der gewerbli
chen Wirtschaft darstellt. An der Tagung 
nehmen 80 Teilnehmer aus 15 verschiede
nen Staaten teil. 

Die Gewerbe- und Wirtschaftskammer 
des Fürstentums Liechtenstein gehört, 
wie Geschäftsführer Beat Marxer auf An
frage erklärte, der Internationalen Ge
werbeunion (IGU) als Mitglied an und 
hat für die diesjährige Tagung die Rolle 
als Gastgeber übernommen. Die Zusam
menkunft von Delegierten aus den mei
sten europäischen Staaten sowie aus Ja
pan beurteilt Beat Marxer als sehr be
deutsam für unser Land. Nach seiner 
Auffassung ist es eine Auszeichnung für 
die Gewerbe- und Wirtschaftskammer, 
dieser internationalen Organisation Gast
recht in unserem Land bieten zu können. 
Im besonderen weist er auch auf den 
Abschluss der Tagung am Freitag hin, die 
mit einem Referat von VPBank-General-
direktor Dr. Emil Heinz Batliner zum 
Thema «Liechtenstein - ein kleines Land 
mit grosser Vielfalt» zu Ende gehen wird. 

Privatwirtschaft im Vordergrund 
Die IGU vertritt nach ihren Satzungen 

das Handwerk, die Klein- und Mittelbe
triebe der Industrie, des Handels und des 
Dienstleistungssektors. Insbesondere 
verteidigt die international tätige Organi
sation den Grundsatz der Privatwirt
schaft, der persönlichen Initiative und der 
Selbständigkeit. Im Rahmen dieser 
Grundsätze setzt sich die IGU für ein 
günstiges politisches und wirtschaftliches 
Umfeld ein, das ein freies Unternehmer-

Beat Marxer, Geschäftsführer der Gewer
be- und  Wirtschaftskammer, über die 
IGU-Tagung in Liechtenstein: «Für unser 
Land von grosser Bedeutung.» 

tum gewährleistet. Zudem fördert die 
IGU die Aus- und Weiterbildung der Ge
werbetreibenden und bildet das Binde
glied für die Zusammenarbeit auf inter
nationaler Ebene. 

Vertretung bei IAO und OECD 
Der  IGU gehört ein weitgespanntes 

Spektrum von Mitgliedern an, die sich 
aus überberuflichen nationalen Verbän
den des Handwerks, der Klein- und Mit
telbetriebe von Industrie, Handel und 
Dienstleistungen, internationalen Berufs
verbänden sowie nationalen und interna
tionalen Forschungsinstituten zusammen
setzt. Die nationalen Verbände repräsen
tieren rund 6 Millionen Betriebe aus 25 
Ländern in Europa, Amerika und Asien. 
Auch auf multilateraler Ebene ist die 
IGU tätig, denn sie ist mit konsultativem 
Status bei verschiedenen Unterorganisa-, 
tionen der UNO (wie UNIDO,  UNC-
TAD und ECOSOC), der Internationa

len Arbeitsorganisation (IAO), beim Eu
roparat und bei der O E C D  vertreten. 

Bedeutung der Klein- und Mittelbetriebe 
Die IGU vertritt als internationale Or

ganisation die Auffassung, dass die Klein-
und Mittelbetriebe des Gewerbes für Fle
xibilität und Anpassungsfähigkeit in 
einem Wirtschaftsraum stehen, dass sie 
für die soziale Marktwirtschaft stehen 
und zur politischen Stabilität beitragen. 
Handwerk und Gewerbe ist für die IGU. 
gleichbedeutend mit Risikobereitschaft, 
Qualität und individuellem Service, aber 
auch für stetige Erneuerung und Fortent
wicklung. Diese Auffassung wird von der 
I G U  mit dem Hinweis untermauert, dass 
Gewerbe und Handwerk praktisch alle 
Branchen mit einem fast unbegrenzten 
Tätigkeitsbereich vereinigen und vor al
lem auch in der Aus- und Weiterbildung 
praxisgerecht und zukunftsbezogen ar
beiten. 

Weitere Proteste 
gegen Haas 

Schwyz (AP) Der  Regierungsrat des 
Kantons Schwyz sieht nach wie vor durch 
die Ernennung von Wolfgang Haas zum 
Bischofskoadjutor in Chur die vertragli
chen Rechte des Kantons verletzt. E r  ha
be sich daher entschlossen, den Bundes
rat um eine entsprechende Intervention 
beim Heiligen Stuhl anzugehen, schreibt 
die Schwyzer Regierung in der am Diens
tag veröffentlichten Antwort auf ein 
Postulat aus dem Kantonsrat. 

Wolfgang Haas war am 22. Mai 1988 
zum Weihbischof des Bistums Chur mit 
Nachfolgerecht geweiht worden. Die  
Wahl des als konservativ geltenden 
Liechtensteiners Haas war innerhalb der 
katholischen Kirche heftig umstritten, | 
und die Feierlichkeiten zur Amtseinset- j 
zung waren von Protesten begleitet. Kri-. 
tisiert wurde vor allem, dass die Rechte, 
des Domkapitels nicht beachtet worden i 
seien, da durch die Erteilung des Nach
folgerechtes das Wahlrecht der Domher
ren unterlaufen werde. Durch die Ernen
nung eines Koadjutors durch das Bistum 
Chur seien die traditionell guten Bezie
hungen zwischen dem Kanton Schwyz 
und dem Bistum Chur getrübt worden. 

LKW: Mehr Eigenproduktion dank Lawenawerk 
Jahresbericht der Liechtensteinischen Kraftwerke (LKW) - 4 Prozent mehr Energieverbrauch 

wenawerks, eine Verbesserung der Ei-
genversorgungsquote um 5,2 Prozent. 
Durch die unterschiedlichen Wasserver
hältnisse war der Eigenversorgungsgrad 
in den einzelnen Monaten recht unter
schiedlich. Im Monat Mai wird die Eigen
versorgung mit einem Anteil von 59,9 
Prozent angegeben, während sie im Fe
bruar auf 9,2 Prozent absank. 

Weniger Stromimport nötig 
Trotz des höheren Stromverbrauchs im 

gesamten Landesnetz gingen die Strom

importe im Vergleich zum Vorjahr zu
rück, was wiederum auf die erhöhte Ei
genstromerzeugung zurückzuführen ist. 

Der Stromzukauf von den Nordost-
schweizerischen Kraftwerken (NOK) und 
von der Firma Jenny Spoerry (Vaduz) 
belief sich auf 144,9 Mio kWh (149,3 Mio 
kWh), was im Vergleich zum Vorjahr 
eine Verringerung um 2,9 Prozent bedeu
tet. Der Jahresbericht der  LKW wird 
auch Gegenstand der Beratungen des 
Landtags an seiner nächsten Sitzung sein. 

(G.M.) - Der gesamte Stromverbrauch 
in unserem Land belief sich im letzten 
Jahr auf 203,9 Mio kWh (196,1 Mio kWh) 
und hat sich damit im Vergleich zum Vor
jahr um 4 Prozent erhöht. Allerdings 
konnten die Liechtensteinischen Kraft
werke (LKW), wie aus dem Jahresbericht 
1988 hervorgeht, auch die Eigenproduk
tion erhöhen, was vor allem auf die Er
neuerung und Erweiterung des Kraftwer
kes Lawena zurückzuführen ist. 

In  den beiden Kraftwerken Samina und 
Lawena wurden 1988 insgesamt 60,1 Mio 
kWh (47,6 Mio kWh) Strom erzeugt. 
Diese Eigenproduktion liegt um 26,2 Pro
zent über der  Eigenerzeugung des Vor
jahres und 11,7 Prozent über dem lang
jährigen Durchschnitt. Die Produktions
steigerung ist nach dem Jahresbericht 
ausschliesslich auf die Wiederaufnahme 
der Energieproduktion im erneuerten 
und erweiterten Kraftwerk Lawena zu
rückzuführen, das nach den Umbauarbei-
ten im letzten Jahr wieder voll einsatzfä
hig war. Durch den Ausbau wurde die 
Leistung des Lawenawerks von 900 auf 
3800 k W  erhöht, womit die Jahrespro
duktion auf 12,1 Mio kWh gesteigert wer
den konnte. Im grösseren Kraftwerk Sa
mina erfolgte eine Stromproduktion von 
47,9 Mio kWh. 

Knapp 30 Prozent Abdeckung 
Vom gesamten Stromverbrauch in H ö 

he von 203,9 Mio kWh konnte im Jahres
durchschnitt ein Anteil von 29,5 Prozent Dank der Erneuerung und Erweiterung des Kraftwerks Lawena (unser Bild) konnten 
durch Eigenerzeugung abgedeckt wer- die Liechtensteinischen Kraftwerke (LKW) im letzten Jahr die Eigenstromproduktion 
den. Gegenüber dem Vorjahr ergab sich, erhöhen. Gesamthaft stieg der Stromverbrauch in unserem Land um 4 Prozent 
durch den Volleinsatz des erneuerten La- gegenüber dem Vorjahr an. 

Greenpeace: Meeresboden mit Atomwaffen übersät 
Umweltschützer sprechen von mindestens 50 Gefechtsköpfen 

Washington (AP) Der Meeresboden liegt voller verlorengegangener, meist sowjetischer Atomwaffen und Reaktoren. 
Das berichtet eine am Dienstag in Washington veröffentlichte Studie der Umweltschutzorganisation Greenpeace, die von 
mindestens 50 Atomsprengköpfen und zehn U-Bootreaktoren spricht. Sie alle sollen seit dem Zweiten Weltkrieg bei 
Marineunfällen versunken sein. 43 der Sprengköpfe und sechs der Reaktoren seien sowjetischer Herkunft, sagte der Leiter 
des Studienprojekts, William Arkin. 

Arkin beklagte, dass seine Projekt
gruppe weder von sowjetischer noch 
von amerikanischer Seite Unterstüt
zung erhalten habe, ja Amerikaner 
noch nicht einmal bereit gewesen seien, 
über sowjetische Unfälle Auskunft zu 
erteilen. Die tatsächliche Zahl der ato
maren Pannen sei vermutlich viel hö
her, sagte Arkin. 

Nach amerikanischen Unterlagen ha
ben sich dem Bericht zufolge im ge
nannten Zeitraum 1276 Unfälle mit 
Marinefahrzeugen ereignet, von denen 
sich 799 auf amerikanischer Seite zutru
gen. Das bedeute jedoch nicht, dass die 
amerikanische Unfallrate höher sei als 
die sowjetische. Die Sowjets hätten 

Hunderte mehr Unfälle gehabt als in 
der Studie aufgeführt, doch wegen ih
rer strikten Geheimhaltung habe 
Greenpeace keine genaueren Daten 
darüber sammeln können. So sei bei
spielsweise 1974 im Schwarzen Meer 
ein sowjetischer Zerstörer der Kaschin-
Klasse mit der gesamten Besatzung von 
275 Mann gesunken, der vermutlich 
Atomtorpedos an Bord gehabt habe. 
Der Verlust sei aber mangels weiterer 
Einzelheiten in der  Studie nicht aufge
führt, sagte Arkin. 

Seit 1945 sanken laut Bericht 27 
Atom-U-Boote, darunter fünf sowjeti
sche, vier amerikanische, vier französi
sche und drei britische. Ausserdem gin

gen U-Boote der bundesdeutschen, is
raelischen, pakistanischen, peruani
schen, spanischen und türkischen Mari
ne verloren, heisst es in der rund 100 
Seiten umfassenden Untersuchung. 
Der  schwerste Unfall ereignete sich 
den Angaben zufolge am 6. Oktober 
1986. Damals sank ein mit 32 Atom
sprengköpfen und zwei Atomtorpedos 
bestücktes sowjetisches U-Boot rund 
600 Kilometer nordöstlich der Bermu-
da-Inseln. Zwischen 1975 und 1985 ha
be die sowjetische Marine über 200 
schwere Unfälle mit U-Booten gehabt. 
Eine russische Übersetzung der Studie 
will Arkin der sowjetischen Botschaft 
in Washington zuleiten. 

Landschaftsschutz 
in unseren Alpen 

Zum Schutz der Landschaft in un
serem Berg- und Alpengebiet soll 
ein Konzept erarbeitet werden, das 
bis anfangs 1990 vorliegen wird. 
Diese Ankündigung macht die Re
gierung in einem Bericht an den 
Landtag als Antwort auf ein FBP-
Postulat, das im Sommer 1987 mit 
verschiedenen anderen Umweltvor-
stössen im Landtag eingereicht wur
de. Bei der Überweisung hatte der 
damalige FBP-Fraktionssprecher 
Josef Biedermann erklärt, dass al
len ein grosses Anliegen sei, dass 
die Fehlentwicklungen in unseren 
schönen Berg- und Alpengebieten 
in Zukunft verhindert werden soll
ten, um die noch intakte Landschaft 
mit ihrem hohen Natur- und Erho
lungswert auch für unsere Nach
kommen zu erhalten. 

Die Regierung geht in ihrem Be
richt davon aus, dass für die Erstel
lung eines Konzeptes für den Land
schaftsschutz in den Bergen und Al
pen mit einem Zeitaufwand von 
einem Jahr  gerechnet werden muss. 
Vorerst sollen die Grundlagen für 
das Konzept mit der Erfassung des 
Ist-Zustandes geschaffen und dann 
die Zielsetzungen für den Schutz 
der Landschaft erarbeitet werden. ' 

Die ausführliche Darstellung des 
Regierungsberichtes finden Sie im 
Innern der heutigen Ausgabe. 

Nachtfahrverbot 
auch in Kärnten 

Klagenfurt (spk/dpa) Die neue Kärnt
ner Landesregierung hat  sich am Diens
tag einstimmig für ein generelles Nacht
fahrverbot für Lastwagen im südlichsten 
Bundesland Österreichs ausgesprochen. 
Landeshauptmann Jörg Haider betonte, 
man habe die feste Absicht, ab nächsten 
1. Dezember während der Nachtstunden 
auf Kärntens Strassen keinen Lastwagen
verkehr mehr zuzulassen. 

Die Kärntner Massnahme erfolgte, 
nachdem Verkehrsminister Rudolf Strei
cher vergangene Woche ein Nachtfahr
verbot für «nicht lärmarme» Lastwagen 
über 7,5 Tonnen auf Österreichs Auto-
bahn-Tranisrouten ab 1. Dezember 1989 
angeordnet hatte. Auch die Bundeslän
der Tirol und  Salzburg sprachen sich we
gen der Umwelt- und Lärmbelästigung 
für ein Lastwagen-Nachtfahrverbot auf 
allen Transitstrecken aus. 

Schweiz: Keine Waffen 
mehr für China 

Bern (AP) D e r  Bund hat sämtliche 
Ausfuhren von Kriegsmaterial in die 
Volksrepublik China mit sofortiger Wir
kung untersagt. Damit trägt e r  dem 
Kriegsmaterialexportgesetz Rechnung, 
das Ausfuhrbewilligungen in  Länder mit 
«gefährlichen Spannungen» untersagt. 
Dies bestätigte der  Chef der  Rechtsabtei
lung im Eidgenössischen Militärdeparte
ment (EMD), Francois Godet, am Diens
tag gegenüber AP.  
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